
A

D

F

D

M

Der Bundesrat will den Kapitalbezug aus Penisonskassen für die Schaffung von Firmen verbieten:

Gibt’s eine SP-Wirtschaftskompetenz?
lain Berset, SP-Bundesrat 

und Vorsteher des Eidge-

nössischen Departements des In-

nern, will als Trendsetter und ge-

meinsam mit seinen Regierungs-

kolleginnen und Bundesräten die 

Pensionskassen-Vorbezüge arg 

einschränken. Er gedenkt tat-

sächlich, dynamischen Personen 

– die sich während ihrer erfolg-

reichen Erwerbstätigkeit als Be-

dienstete schon mal einen schö-

nen Batzen verdient haben – die 

angestrebte Selbständigkeit zu 

erschweren. Anders als bei den 

Menschen, die ihr angehäuftes 

Alterskapital für den Hauskauf 

einsetzen dürfen, sollen die der-

zeit 561 619 innovativen KMU 

in der Schweiz mit ihren 2 924 

679 tüchtigen Chrampfern, oder 

jenen hoffnungsvollen Erwerbs-

menschen, die genau solche wer-

den wollen, nicht einfach so zum 

eigenen Geld kommen, wenn sie 

ihr Unternehmen neu lancieren 

oder erweitern wollen!

ie Landesregierung will 

mit ihrer wirtschaftsfeind-

lichen Reform ausschliessen, 

dass der Bezug von Kapital aus 

der zweiten Säule für die Stellen-

schaffung möglich ist. Mit erho-

benem Mahnfinger doziert der 

federführende Berset schulmeis-

terlich: Ziel sei es, zu verhindern, 

dass Erwerbstätige ihr Pensions-

kassengeld verschwenden könn-

ten, und folglich in den alten Ta-

gen dem sparsamen Volk finan-

ziell zur Last fallen würden. Als 

ob eine Firmengründung als Ver-

schwendung bezeichnet werden 

kann! Unglaublich! Die zweite 

Säule soll deshalb – gemäss dem 

zuständigen Innenminister – vor 

allem der Finanzierung des Le-

bensabends dienen.

akt ist es doch, dass jeder 

neu geschaffene Arbeits-

platz, selbst wenn er nur befristet 

angeboten werden kann, das 

Bruttoinlandprodukt innerhalb 

unserer Volkswirtschaft sehr po-

sitiv beeinflusst. Die grosse Zahl 

unternehmerischer Seelen, die 

ihre Wirtschaftsträume hierzu-

lande umsetzen, sind allemal ein 

grosser Gewinn für unsere 

Volkswirtschaft. Aus eigener 

jahrzehntelanger Erfahrung und 

derjenigen vieler Leute aus mei-

nem Umfeld weiss ich freilich, 

dass jemand, der immer mal wie-

der mit grosser Freude neue Stel-

len schafft und womöglich auch 

nur befristet finanzieren kann, 

selbst nach dem Untergang einer 

nur kurzfristig funktionierenden 

Idee, wieder und wieder neue 

Projekte lanciert. Wirtschaftli-

cher Erfolg ist selbstverständlich 

– wie das menschliche Leben – 

nur zeitlich befristet möglich. 

Dennoch gibt es fort und fort 

dergestalte Betriebe, die über 

viele Generationen hinweg funk-

tionieren.

ass Berset und das wirt-

schaftlich wenig innovati-

ve Bundesratsgremium – trotz 

den vielen arrivierten kleinen 

und mittleren Unternehmen – 

einfallsreichen Personen jeden 

Alters die Möglichkeit einer Fir-

mengründung rauben wollen, ist 

jenseits von Gut und Böse. Unse-

re Wirschaftscleverles sind das 

Fundament der ökonomisch er-

folgreichen Schweiz, und sie 

bergen erst noch keine Gefahr 

für unser Land in sich, wenn mal 

ein Betrieb – warum auch immer 

– nicht mehr floriert. Dass die 

sieben Regierungsmitglieder die 

Freiheit des Einzelnen, mit sei-

nem Vermögen aus der zweiten 

Säule eine Firma zu gründen, als 

Zweckentfremdung bezeichnet, 

lässt tief in die nicht vorhandene 

Wirtschaftkompetenz unseres 

helvetischen Politkabinetts bli-

cken.

ich ärgert es sehr, dass 

sich ausgerechnet die 

Partei der kleinen Leute aus der 

SP, kaum um die KMU küm-

mert.
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